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Bonn-Bad Godesberg, den 23. Juni 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Eingliederung jugendlicher Spätaussiedler 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgerdneten Hauck, Frau Eifers, 
Frau Schanzenbach, Schmidt (Kempten) 
und der Fraktionen der SPD, FDP 
— Drucksache VI/2130 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. Stehen für die Eingliederung jugendlicher Spätaussiedler ge- 
nügend Einrichtungen zum Erlernen der deutschen Sprache und 
zur Berufsausbildung bzw. Umschulung zur Verfügung? 


In der Bundesrepublik Deutschland werden zur Zeit 58 Förder- 
schulen in Internatsform sowie 10 weitere Förderschuleinrich- 
tungen (Vorstudienkurse, offene Förderklassen) unterhalten, 
deren Kapazität von zur Zeit 3 215 Plätzen nur zu etwa 60 v. H. 
ausgelastet ist. Die Plätze können im Bedarfsfälle um min- 
destens 1 100 erweitert werden. Für die jugendlichen Spätaus- 
siedler, die keine Förderschule besuchen können, werden von 
den Jugendgemeinschaftswerken Sprachkurse in ausreichendem 
Umfange eingerichtet. Spätausgesiedelte Studienbewerber wer- 
den von der Otto Benecke Stiftung in eigene oder Sprachkurse 
der Goethe-Institute vermittelt. 

Die zur Zeit angebotenen Bildungsmaßnahmen zur Berufsaus- 
bildung, beruflichen Fortbildung und Umschulung reichen aus, 
um eine reibungslose Eingliederung auch der jugendlichen Spät- 
aussiedler zu gewährleisten. Zusätzlich notwendig werdende 
Lehrgänge können jederzeit geplant und von den entsprechen- 
den Trägern, ggf. auch von der Bundesanstalt für Arbeit selbst, 
durchgeführt werden. Soweit ein Träger seine Kapazitäten aus- 
weiten müßte, um einem schwerpunktmäßig auftretenden Be- 
rufsbildungsbedürfnis von Aussiedlern zu entsprechen, könnte 
die Bundesanstalt für Arbeit im Wege der institutionellen För- 
derung Mittel zur Verfügung stellen. Die Dienststellen der 
Bundesanstalt für Arbeit sind angewiesen, zur Erledigung die- 
ser Aufgaben insbesondere Kontakte mit den nach dem Berufs- 
bildungsgesetz zuständigen Stellen zu halten. 
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Im Rahmen der Förderung der beruflichen Bildung ist es auch 
möglich, spezielle berufliche Bildungsmaßnahmen durch Sprach- 
unterricht in Deutsch zu ergänzen oder aber auch berufliche 
Bildungsmaßnahmen in Form von Sprachunterricht durchzufüh- 
ren. 

Für die Eingliederung jugendlicher Spätaussiedler stehen somit 
genügend Einrichtungen zum Erlernen der deutschen Sprache 
und zur Berufsausbildung bzw. Umschulung zur Verfügung. Im 
Bedarfsfall können weitere Einrichtungen geschaffen werden. 


2. Ist gewährleistet, daß diese Aussiedler nadi Erwerb genügen- 
der Sprachkenntnisse gleiche Bildungschancen bekommen, wie 
die länger ansässigen Bewohner der Bundesrepublik Deutsch- 
land, insbesondere Zugang zu weiterführenden Schulen und 
Hochschulen? 


Die Frage wird mit ja beantwortet. 

Das Plenum der Kultusministerkonferenz hat sich am 4. Juni 
d. J. mit der Kleinen Anfrage befaßt und dabei noch einmal 
die bereits früher getroffene Feststellung bestätigt, daß den 
jugendlichen Spätaussiedlern nach Erwerb genügender Sprach- 
kenntnisse gleiche Bildungschancen zu gewährleisten sind wie 
den länger ansässigen Bewohnern der BRD. 

Das Sekretariat der Kultusministerkonferenz hat außerdem fol- 
gende Leitsätze mitgeteilt, die einer Empfehlung der Kultus- 
ministerkonferenz zugrundegelegt werden sollen: 

„1. Die schulische Eingliederung von Spätaussiedlern erfolgt 
unter Berücksichtigung ihres Lebensalters und ihrer geisti- 
gen Entwicklung, soweit den vorhandenen deutschen 
Sprachkenntnissen eine besondere Bedeutung zukommt. 

2. Entsprechend den unterschiedlich individuellen Gegeben- 
heiten werden drei Wege zum Erlernen der deutschen 
Sprache und zur Integration in unsere Lebenswelt be- 
schriften: 

a) Aufnahme der jüngeren Kinder in die Schule am neuen 
Wohnort der Eltern, in Verbindung mit zusätzlichen 
Sprachfördermaßnahmen, 

b) zeitlich begrenzter Unterricht in Sprachkursen mit 
gleichzeitigem Internatsaufenthalt, 

c) Teilnahme älterer Jugendlicher und Erwachsener an 
Förderkursen im Rahmen der öffentlichen Erwachsenen- 
bildung. 

3. Für Spätaussiedler, die eine qualifiziertere Ausbildung 
haben, aber 

— wegen mangelnder Kenntnisse in der deutschen Sprache 
oder 


2 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksadle VI/2381 


— wegen fehlenden Bedarfs unter den hiesigen Arbeits- 
und Wirtschaftsverhältnissen oder 

— aus persönlichen Gründen 

ihren erlernten Beruf nicht ausüben können, werden 
Sprach- und Umschulungskurse mit Vollzeit-Charakter ein- 
gerichtet. 

4. Ein im Herkunftsland begonnener über das Ziel der dorti- 
gen Grundschule hinausgehender Bildungs- und Ausbil- 
dungsweg kann in der Schule der Bundesrepublik Deutsch- 
land fortgesetzt werden, sofern die deutschen Sprachkennt- 
nisse eine erfolgreiche Teilnahme am Unterricht gewähr- 
leisten. Auf diese Weise können die für eine qualifizier- 
tere Berufsausbildung notwendigen Abschlüsse der Sekun- 
darstufe I bzw. II erworben werden." 


3. Wie wird die Eingliederung jugendlicher Aussiedler gefördert? 


Die Eingliederung jugendlicher Aussiedler wird durch indivi- 
duelle Beihilfen und durch institutionelle Angebote gefördert. 

Individuelle Beihilfen werden auf Grund einer Reihe bundes- 
und landesrechtlicher Vorschriften gewährt. 

Nach Bundesrecht sind dies insbesondere 
das Ausbildungsiörderungsgesetz 

(Beihilfen für den Besuch von weiterführenden allgemeinbil- 
denden Schulen ab Klasse 11 und Fachoberschulen, Berufsauf- 
bauschulen, Abendrealschulen, Abendgymnasien, Kollegs und 
Fachschulen, außerdem von Berufsfachschulen, soweit für den 
Besuch der Realschulabschluß oder eine vergleichbare Vorbil- 
dung Voraussetzung ist), 

das Bundesversorgungsgesetz 

(Beihilfen zur Ausbildung in praktischen Berufen, zum Besuch 
allgemeinbildender Schulen oder sonstiger Ausbildungsstätten 
staatlicher oder staatlich anerkannter Anstalten und Hoch- 
schulen), 

das Lastenausgleichsgesetz 

(Beihilfen zur Ausbildung in praktischen Berufen, zum Besuch 
von mittleren und höheren Schulen, Fach-, Berufs- und Hoch- 
schulen, soweit nicht das Ausbildungsförderungsgesetz ein- 
tritt) , 

das Heimkehrergesetz 

(Beihilfen zur praktischen betrieblichen Ausbildung und für den 
Besuch von staatlichen und staatlich anerkannten Ausbildungs- 
stätten), 
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das Bundessozialhilfegesetz 

(Beihilfen zur Ausbildung für einen angemessenen Beruf oder 
für eine sonstige angemessene Tätigkeit; Beihilfen zur Teil- 
nahme an Vorbereitungsmaßnahmen, die geboten sind, um eine 
spätere Ausbildung oder die spätere Ausübung eines Berufes 
oder einer sonstigen angemessenen Tätigkeit zu ermöglichen; 
ferner Beihilfen zum Besuch einer mittleren oder höheren Schu- 
le oder einer Fachschule, evtl, auch zum Besuch einer Hoch- 
schule sowie einer Einrichtung, deren Ausbildungsabschluß dem 
der mittleren oder höheren Schule gleichgestellt ist), 

das Arbeitsförderungsgesetz 

(Beihilfen für eine geeignete betriebliche und überbetriebliche 
Berufsausbildung, für berufsvorbereitende Maßnahmen sowie 
für berufliche Fortbildung und Umschulung), 

das „Honnefer Modell" 

(Förderung des Studiums an wissenschaftlichen Hochschulen), 
das „Rhöndorfer Modell” 

(Förderung des Studiums an nichtwissenschaftlichen Hoch- 
schulen), 

und der Garantiefonds 

(Beihilfen für jugendliche Aussiedler bis zu 25 Jahren zur 
schulischen und praktischen Grundausbildung, zur Nachholung 
und Ergänzung des allgemeinen schulischen Wissens, zur Be- 
rufshinführung, -Vorbereitung oder -ergänzung, zur Fort- und 
Weiterbildung und Beihilfen für eine Umschulung. 

Der Garantiefonds bezieht auch die ausgesiedelten Abiturien- 
ten, Studenten, Fachschüler und Jungakademiker ein. Ihnen 
werden Sprachkurse, Vorstudienkurse und Studienmöglichkei- 
ten von der aus Bundesmitteln finanzierten Otto Benecke Stif- 
tung vermittelt). 

Institutionelle Angebote, insbesondere in Form von Jugendge- 
meinschaftswerken und überörtlichen Beratungsdiensten, Ein- 
gliederungs- und Sprachkursen, Freizeiten sowie persönlicher 
Beratung werden durch den Bundesjugendplan ermöglicht. 

Die Bundesregierung hat den im Haushalt 1971 ursprünglich 
für die Eingliederungsarbeit der Trägergruppen des Jugend- 
aufbauwerks ausgewiesenen Betrag durch Bereitstellung zu- 
sätzlicher Mittel in Höhe von 3,25 Millionen DM auf insgesamt 
rd. 5 Millionen DM angehoben. Dadurch kann die Zahl der Ju- 
gendgemeinschaftswerke und Beratungsdienste von 77 auf 100 
erhöht werden; 50 von ihnen erhalten 2 statt wie bisher einen 
hauptamtlichen Mitarbeiter, verstärkte Sachkosten und weitere 
Zuwendungen versetzen die Jugendgemeinschaftswerke in die 
Lage, die Betreuungsarbeit zu intensivieren, mehr Freizeiten 
sowie Eingliederungs- und Sprachkurse durchzuführen. 
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Außerdem ist, um eine fachlich qualifizierte Arbeit zu errei- 
chen, dem Jugendaufbauwerk die Möglichkeit gegeben worden, 
eine zentrale Beratungsstelle zu errichten, die bereits ihre Ar- 
beit aufgenommen hat. Ferner erhält die Otto Benecke Stiftung 
zu ihren Personal- und Sachkosten eine erhöhte Zuwendung, 
um ihre Betreuungstätigkeit ebenfalls auf den erwarteten 
Personenkreis ausdehnen zu können. 


4. Ist insbesondere gewährleistet, daß zusätzliche Mittel im Ga- 
rantiefonds bereitstehen, um die im Zuge der Familienzusam- 
menlührung aus Polen zu erwartenden jugendlichen Spätaus- 
siedler zügig eingliedern zu können? 


Die Bundesregierung hat unter Berücksichtigung des zu erwar- 
tenden Zustroms der Spätaussiedler aus Polen zusätzlich einen 
Betrag von 16,4 Millionen DM für den Garantiefonds zur Ver- 
fügung gestellt, für den somit insgesamt 24,4 Millionen DM be- 
reitstehen. Dadurch ist gewährleistet, daß die zu erwartenden 
jugendlichen Spätaussiedler zügig eingegliedert werden kön- 
nen. 


5, Welche Vereinigungen der Wohlfalirtspflege und der Jugend- 
wühlfahrl und welche sonstigen Vereinigungen sind auf dem 
Gebiet der Eingliederungen der jugendlichen Spätaussiedler 
tätig? 


Auf dem Gebiet der Eingliederung der jugendlichen Spätaus- 
siedler sind vor allem die folgenden in der Bundesarbeitsge- 
meinschaft Jugendaufbauwerk zusammenarbeitenden Träger- 
gruppen tätig: 


die evangelische Trägergruppe 
die katholische Trägergruppe 
die sozialistische Trägergruppe 
die freie Trägergruppe 


(Diakonisches Werk) 
(Caritasverband) 
(Arbeiterwohlfahrt) 
(Deutscher Paritätischer 
Wohlfahrtsverband, 
Deutsches Rotes Kreuz und 
das Jugendsozialwerk); 


ferner stehen in der Betreuungsarbeit die Otto Benecke Stiftung 
und einige Studentenwerke. 


6. Wie werden diese Vereinigungen gefördert? 

Stehen auch hier Mittel für den in Frage 4 angesprodienen Per- 
sonenkreis zur Verfügung? 


Die in der Eingliederungsarbeit tätigen Träger erhalten Zu- 
wendungen für ihre laufende Arbeit nach den Richtlinien für 
den Bundesjugendplan und den ihn ergänzenden jährlichen 
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Durchführungserlaß. Die Zuwendungen sind vor allem bestimmt 
für Mitarbeiterschulung, Eingliederungskurse und Freizeiten, 
für Personalkosten der Leiter von Jugendgemeinschaftswerken, 
von Beratungsdiensten und Vorstudienkursen, sowie für eine 
Vielzahl unterschiedlicher Einzelmaßnahmen. 


Käte Strobel 



